
Am 11.10. hat Verdi seine Forderungen ür die Tarifverhandlungen im Öf-
fentlichen Dienst der Länder vorgestellt. Mit den geforderten 10,5% mehr 
Lohn, mindestens aber 500 Euro kann die Explosion der Lebenshaltungskos-
ten nicht annähernd ausgeglichen werden. > Seite 4

Wie kam es dazu, dass ihr 
das Thema Frauenrevolu-
tion nun auf die Agenda 
gesetzt habt?

In unserem Selbstverständnis brin-
gen wir zum Ausdruck, dass wir in 
einer Gesellschaft  leben, in der Mil-
lionen Menschen auf Grund ihres Ge-
schlechts und ihrer Klassenzugehö-
rigkeit ausgebeutet und unterdrückt 
werden. Der Kapitalismus und das 
Patriarchat bestimmen unsere Wirt-
schaft sordnung, die Strukturierung 
der Gesellschaft , das politische Sys-
tem, unsere Erziehung und Sozialisa-
tion, die Form unserer Familien, also 
unser gesamtes heutiges Leben.  

Und genau aus diesem Grund ist es 
notwendig, explizite Räume der  poli-
tischen Organisierung ür Frauen zu 
schaff en, um diesem kapitalistischen 
und patriarchalen System den Kampf 
anzusagen und eine Alternative auf-
zuzeigen. Um das zu schaff en, denken 
wir, braucht es einen Umsturz der 
Verhältnisse, eine sozialistische Re-
volution und eben auch eine soziale 
Revolution. Und ein Teil davon ist ür 
uns die Frauenrevolution! 

Und schauen wir uns die Lage der 
Frauen und der gesamten Arbei-
ter:innenklasse heute an, können wir 
feststellen, wir haben eigentlich kei-
ne andere Alternative. Wir müssen 
anfangen uns zu organisieren und 
als Frauen und Menschen der Arbei-
ter:innenklasse dem System etwas 
entgegenzusetzen.

TV-L: Verdis Forderung zementiert Reallohnsenkungen!

Wie ordnet ihr die aktuelle 
Lage von Frauen in Zeiten 
wie diesen ein? Und was 
spielt das Patriarchat für 
eine Rolle?

Wir leben in Krisenzeiten! Und das 
zeigt sich nicht zuletzt an den stei-
genden Zahlen patriarchaler Gewalt. 
Die Zahlen häuslicher Gewalt sind 
laut Kriminalstatistik 2022 um rund 
9% zum Vorjahr gestiegen und auch 
im Jahr 2021 war bereits ein Anstieg 
zu verzeichnen. 

Insgesamt wurden 240.547 Betrof-
fene häuslicher Gewalt registriert, 
davon 157.818 im Kontext von Part-
nerschaft sgewalt. 80 Prozent der Be-
troff enen sind weiblich. Allein in die-
sem Jahr wurden bereits 90 Frauen in 
Deutschland von ihren (Ex)Partnern 
ermordet.

Das Patriarchat besteht als Unterdrü-
ckungs- und Ausbeutungsverhältnis. 
Das heißt also, einmal mehr zeigt sich 
das auf der ökonomischen, aber eben 
auch auf der gesellschaft lichen Ebe-
ne.

Das Patriarchat wirkt sich sichtbar 
auf die ökonomische Situation von 
Frauen aus. Dies treibt Frauen häufi g 
in die fi nanzielle Abhängigkeit von 
ihren Partnern. Mit dieser Abhängig-
keit geht dann auch oft  Gewalt ein-
her, der die Frauen nicht entkommen 
können. Wir sehen also, dass Gewalt 
gegen Frauen eine unmitt elbare Folge 
von Krisen ist und die Lage der Frau-
en massiv verschlechtert.

Was genau bedeutet 
Frauenrevolution für euch? 

Erst einmal würden wir vorneweg sa-
gen, dass die Frauenrevolution als ge-

sellschaft liche Revolution im Grund 
genommen schon heute beginnt. 
Das heißt ür uns, dass wir schon 
jetzt unserem Fühlen, Handeln und 
Denken das Bewusstsein über die 
Notwendigkeit der Frauenrevolu-
tion zugrunde legen. Daür müssen 
wir verstehen und uns anschauen, 
welchen Einfl uss das Patriarchat auf 
uns hat und wie wir diese ausschließ-
lich erlernten bürgerlichen Ge-
schlechterrollen bekämpfen können. 
Kurzum würden wir dabei von einer 
Entwicklung des Geschlechtsbewusst-
seins sprechen. Ein Bewusstsein dar-
über, was ür Machtverhältnisse zwi-
schen den Geschlechtern herrschen 
und was ür Auswirkungen diese in 
unserer Gesellschaft  so mannigfaltig 
mit jeder und jedem von uns anstellen.
Das heißt ganz konkret, dass wir in je-
den Aspekt unseres Lebens und unse-
rer Arbeit die Perspektive der Frauen 
sichtbar machen und unsere Unterdrü-
ckung und Ausbeutung anprangern. 
Und genau daür braucht es Frau-
ensolidarität! Wir halten diese der 
Unterdrückung entgegen. Denn ge-
nau das ist die stärkste Waff e, die 
wir gegen diese Ordnung haben!
Vorhin sprachen wir über die stei-
genden Zahlen der Gewalt an Frauen. 
Umso wichtiger, dass wir diese Ge-
waltt aten auf keinen Fall unkommen-
tiert lassen. All diese Taten manifes-
tieren das patriarchale System immer 
wieder aufs Neue. Deswegen nutzen 
wir auch immer wieder die Losung: 
„Ein Angriff  auf eine ist ein Angriff  
auf alle von uns.“

In Westasien verändern der Iran, Saudi-Arabien und die Türkei mit der Un-
terstützung imperialistischer Weltmächte die Kräft everhältnisse nach ihren 
Interessen. Doch immer deutlicher wird: Einen echten Frieden und wahre 
Freiheit wird nur eine regionale sozialistische Revolution bringen. > Seite 3

Frieden nur durch Sozialismus!

Nachdem das Frauenkollektiv zuletzt vor allem zum Thema Antimilitarismus gearbeitet hat, steht in den nächsten 
Monaten die Frauenrevolution im Mittelpunkt ihrer Arbeit. Im Interview beschreiben sie Motivation und Hintergrün-
de ihrer neuen Kampagne.

Objektive Nachrichten - Revolutionäre Kommentare
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„Ein Angriff auf eine ist ein 
Angriff auf alle von uns.“

Das Frauenkollektiv ist eine 
sozialistische Frauenorganisation: 

„Wir haben verschiedene 
Erfahrungen in unserem 
Leben gemacht und sind 
in unterschiedlichen Le-

benssituationen – und 
dennoch verbindet uns 

etwas:

Wir sind Frauen der Arbeiter:innenklasse und kämpfen 
gegen Patriarchat und Kapitalismus.“
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Daür brauchen wir eine klassen-
kämpferische Bewegung, wo natür-
lich die Hälft e der Klasse nicht feh-
len darf. Und um das Patriarchat zu 
verbannen natürlich auch eine star-
ke Frauenbewegung, die bewusste 
Schritt e geht um diesem System den 
Kampf anzusagen.

Wir können und wollen uns nicht 
einfach unserer Unterdrückung ent-
ziehen, indem wir Orte schaff en, an 
denen wir die Unterdrückung nicht 
wahrnehmen, so wie es teils feminis-
tische Gruppen als sogenannte „Safe 
Spaces“ fordern. Diese kann es im 

Kapitalismus nämlich nicht geben, da 
wir alle der patriarchalen Sozialisa-
tion ausgesetzt sind. 

Und um genau dies gezielt voran 
zu bringen ist es an der Zeit solch 
eine Kampagne ins Leben zu ru-
fen und Frauen der Arbeiter:in-
nenklasse davon zu überzeugen.
Ein wichtiger Kampft ag um die Frau-
enrevolution voranzubringen und 
unsere Kämpfe auf den Straßen sicht-
bar zu machen ist der Internationale 
Tag gegen Gewalt an Frauen. 

Seit der Gründung des Frauenkollek-
tivs sind wir am 25. November auf 
den Straßen und mobilisieren Frau-
en, damit sie ihren Kampfgeist, ihre 
Wut und ihre Trauer dort zum Aus-
druck bringen können. Und natürlich 
ist auch dieses Jahr der 25. November 
ein so wichtiges Datum, um die Frau-
ensolidarität in der Praxis zu leben 
und dem Patriarchat den Kampf an-
zusagen.

Von Rojava bis zum Roten Meer

In Westasien verändern der Iran, Saudi-Arabien und die Türkei mit der Unterstützung imperialistischer Weltmächte 
die Kräfteverhältnisse in der Region nach ihren Interessen. Gleichzeitig kämpfen in Palästina, Kurdistan und anderen 
Teilen der Region unterdrückte Völker für ihre Selbstbestimmung. Seit den von der islamisch-fundamentalistischen 
Hamas angeführten Angriff  auf Israel blickt die ganze Welt wieder auf diese Region. Doch immer deutlicher wird 
auch: Einen echten Frieden und wahre Freiheit wird nur eine regionale sozialistische Revolution bringen.

Wir stehen parteiisch auf der Seite 
der Betroff enen und ziehen Konse-
quenzen ür Täter. In keinem Fall 
dürfen persönliche Beziehungen oder 
Freundschaft en unser Vorgehen ge-
gen patriarchale Gewalt einschrän-
ken.

Wie verbindet ihr eure 
Kämpfe?

Der Kampf ür die Frauenrevolution 
ist also auch ein Kampf des aktiven 
Widerstands als revolutionäres Kol-
lektiv gegen das Patriarchat und den 
Kapitalismus. 

Die Bilder gingen um die Welt: Aus 
dem seit 16 Jahren unter Blockade 
stehenden palästinensischen Gaza-
Streifen fl ogen bewaff nete Paraglider 
am 7. Oktober über die israelischen 
Grenzanlagen hinweg und Bulldo-
zern durchbrachen sie an dutzenden 
Stellen. Bedeutender als der militä-
rische Erfolg der Aktion war die auf 
diese Art und Weise gesendete Bot-
schaft : Widerstand und Aufb egehren 
sind möglich, auch gegen von vielen 
als unumstößlich wahrgenommene 
Ordnungen.

Weil die großen Mächte USA, China 

und Russland ihrerseits ihre Kräft e 
neu ordnen und mit den zwischen 
ihnen herrschenden Spannungen be-
schäft igt sind, eröff nen sich derzeit 
vielerorts Spielräume ür regiona-
le Mächte und Bewegungen, die im 
Schatt en der großen Akteure ihren 
eigenen Interessen nachgehen. Das 
zeigt sich besonders auch in West-
asien: Während die palästinensische 
Freiheitsbewegung, angetrieben von 
iranischen und islamisch-fundamen-
talistischen Kräft en ihr Heil in der 
Off ensive suchte, muss sich beispiels-
weise das kurdische Volk in Rojava 
erneut gegen neue Angriff e des tür-

kischen Faschismus vertei-
digen.

Fragiler 
Flickenteppich

Die politische Situation 
in Westasien ist nicht 
erst seit den jüngsten 

Entwicklungen kompliziert. Krieg, 
Flucht und humanitäre Katastrophen 
gehören seit Jahrzehnten ebenso zu 
der Region wie religiöse Sektiererei 
und ethnische Konfl ikte. Ihren Ur-
sprung haben viele der heute sicht-
baren Widersprüche darin, dass die 
verschiedenen Gebiete immer wieder 
unter den imperialistischen Mächten 
neu aufgeteilt wurden, Grenzen und 
Staaten willkürlich geschaff en oder 
von der Karte gestrichen wurden. 
Als im 19. Jahrhundert das indust-
rielle Wachstum in den westlichen 
Ländern zur Entstehung von großen, 
international agierenden Monopolen 
ührte, strebten diese nach mehr Ein-
fl uss auch außerhalb der eigenen na-
tionalen Grenzen – der Kapitalismus 
in seiner Entwicklungsstufe des Im-
perialismus bringt bis heute gesetz-
mäßig hervor, dass die Konkurrenz 
zwischen großen kapitalistischen 

Monopolen sich auf Ebene der Na-
tionalstaaten in ständigen Aggres-
sionen und Kriegen widerspiegelt. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wa-
ren es vor allem Frankreich und 
Großbritannien, die ihren Einfl uss in 
Westasien geltend machten und die 
Grenzverläufe ihrer Hoheitsgebiete 
am Verhandlungstisch mit dem Li-
neal auf der Karte einzeichneten. 
Die Ergebnisse dieser Willkür 
sind noch heute sichtbar: Zwar 
bildeten sich im Laufe des 
20. Jahrhunderts in-
nerhalb dieser Gren-
zen Nationen wie 
zum Beispiel die 
syrische, die iraki-
sche oder auch die 
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Frieden nur durch 
den Sozialismus!
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israelische Nation heraus. Gleichzei-
tig können die jeweiligen National-
staaten nur existieren, weil religiöse 
und ethnische Minderheiten unter-
drückt werden. Im Irak und in Syrien 
kämpfen beispielsweise Kurd:innen 
und Suryoye um ihre jeweilige na-
tionale Selbstbestimmung, gegen die 
israelische Besatzung begehren die 
Palästinenser:innen seit Jahrzehnten 
immer wieder auf. Überall in West-
asien kommt es außerdem, wie im 
Irak und im Jemen, zu Kriegen zwi-
schen schiitischen und sunnitischen 
Fraktionen. Die religiöse Konfession 
dient in diesen Zusammenhängen als 
Legitimation ür Machtkämpfe in den 
ohnehin fragilen Staaten.

Diese Machtkämpfe sind auch heute 
von imperialistischen Interessen ge-
leitet. Nachdem im Kalten Krieg die 
USA und die revisionistische Sowjet-
union um Einfl uss in der Region ran-
gen, agierten die USA nach dem Zer-
fall der UdSSR zunächst ungezügelt 
mit direkten Militärinterventionen 
wie im Irak ab 1991 und 2003. Gegen-
wärtig zeigt sich, dass die USA, trotz 
ihres neuen Hauptfokus auf Südasien 
und der direkten Konfrontation mit 
China, ihre Interessen und Bünd-
nispartner in Westasien, allen voran 
Israel, nicht ohne weiteres aufgeben 
werden. Auch der russische Impe-
rialismus hält, wie mit der Unterstüt-
zung von Machthaber Assad im syri-
schen Bürgerkrieg ab 2015, mit aller 
Kraft  an seinem mitt lerweile stark be-
grenzten Einfl uss in der Region fest. 
Gleichzeitig tastet sich China mehr 
und mehr nach Westasien vor und er-
reichte im Frühjahr einen Durchbruch 
bei der verhandelten Aussöhnung 
von Saudi-Arabien und dem Iran.

Regionale Machtkämpfe

Der Iran und Saudi-Arabien sind es 
auch, die im Wett streit mit der Tür-
kei nach dem „Arabischen Frühling“ 
um das Jahr 2011 zunehmend ihre 
regionalen Hegemonialansprüche in 
Westasien geltend gemacht haben. 
Alle drei verfolgten dabei verschiede-
ne Strategien. Die Türkei strebt unter 
der zur Muslimbruderschaft  gehören-
den AKP-Regierung danach, Vorbild- 
und Führungsrolle ür islamisch-
konservative Regierungen in ganz 
Westasien zu sein. Das NATO-Land 
unterdrückt weiterhin den kurdi-
schen Befreiungskampf und schreckt 
dabei auch nicht vor der Allianz mit 
islamisch-fundamentalistischen, fa-
schistischen Milizen wie dem Islami-
schen Staat zurück.

Vor allem im syrischen Bürgerkrieg 
entwickelte sich auch eine zuneh-
mende Rivalität zwischen der Türkei 
und dem Iran. Dem Iran gelang es 
letztlich besser, das Vakuum im sy-
rischen failed state auszunutzen, um 
den eigenen Machtbereich zu stär-
ken. Ähnlich wie die Türkei strebt 
der Iran seit der  Machtergreifung des 
schiitischen Fundamentalismus 1979 
eine Führung der arabischen Welt 
von außen an. Mit der Hisbollah-Mi-
liz im Libanon und den Huthi-Rebel-
len im Südjemen unterstützt der Iran 
seit Jahren gefestigte Strukturen und 
nimmt Einfl uss vom Mitt elmeer bis 
zum Golf von Aden. In Syrien hielt 
die vom Iran unterstützte Assad-Re-
gierung den von den USA unter-
stützten Rebellen stand. Im Jemen 
kämpfen die vom Iran kontrollierten 
Rebellen in einem Stellvertreterkrieg 
seit Jahren gegen die von Saudi-

Arabien  unterstützten Regierungs-
truppen. Gleichzeitig lehnt der Iran 
jegliche Normalisierung der Bezie-
hungen zu Israel ab. Nicht nur durch 
die Unterstützung der Hisbollah und 
der Hamas im Kampf gegen Israel, 
sondern auch in den militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen Ar-
menien und dem mit Israel und dem 
Westen verbündeten Aserbaidschan 
prallen iranische und israelische In-
teressen direkt aufeinander.

Saudi-Arabien hingegen versuchte 
lange im Windschatt en des US-Impe-
rialismus eine arabische Hegemonie 
in Westasien zu sichern. Dazu gehört 
auch die Annäherung an Israel. Mit 
der vom Iran unterstützten palästi-
nensischen Militäroff ensive und den 
israelischen Vergeltungsschlägen ist 
die Annäherung an Israel aber vor-
erst gescheitert. Durchaus denkbar 
ist, dass Saudi-Arabien die jüngsten 
Kooperationen mit China, Russland 
und auch dem Iran fortsetzt und lang-
sam das Lager wechselt, um mehr 
Spielraum ür die eigenen Interessen 
in der Region zu erlangen.

Nur der Sozialismus 
wird Frieden und 
Freiheit schaff en

Angesichts dieser Lage und den ver-
schiedenen Interessen der großen 
und kleineren imperialistischen 
Welt- und Regionalmächte in der 
Region erscheinen auch die palästi-
nensischen Angriff e vom 7. Oktober 
in einem anderen Licht. Denn die 
eigentliche Frage ist: Werden derarti-
ge Aktionen den Völkern des Nahen 
Osten tatsächliche Freiheit 
bringen? Das ist kaum 
vorstellbar. 

Ein ei-
genstän-

d i g e r 
p a l ä s -
t i n e n -

s i s c h e r 
kapitalistischer 
Staat hätt e bei-
s p i e l s w e i s e 
ohne die Ab-

hängigkeit vom 
Iran oder einer 
anderen regiona-
len Schutzmacht 
keine Überle-
b e n s c h a n c e n . 
Eine palästi-
nensische na-
tionale Selbst-
b e s t i m m u n g 
wäre aber auch 
unter neuer 

Vormundschaft  nicht gewährleistet. 
Ähnlich gestaltet sich auch die Situa-
tion in Kurdistan: Im Kampf gegen die 
Türkei, Syrien, den Irak und den Iran 
kann sich das kurdische Volk nicht 
auf mächtige Stellvertreter:innen wie 
die USA verlassen, sondern muss sich 
die nationale Selbstständigkeit ge-
gen alle imperialistischen Interessen 
gleichzeitig selbst erkämpfen.

Das heißt nicht, dass die Kämpfe ge-
gen den reaktionären Zionismus oder 
den türkischen Faschismus ür die 
Befreiungsbewegung keine wichti-
gen Schritt e auf dem Weg zur Selbst-
bestimmung darstellen. Schließlich 
spalten diese reaktionären Ideolo-
gien, genauso wie andere islamisch-
fundamentalistische Ideologien und 
faschistische Tendenzen, die Bevöl-
kerungen in Westasien und verhin-
dern einen vereinheitlichten Kampf. 
Objektiv haben alle unterdrückten 
Menschen in Westasien einen ge-
meinsamen Feind, nämlich die vom 
ewigen Streben nach Profi t getriebe-
nen Kapitalist:innen in allen imperia-
listischen Staaten, die in Westasien 
nach wie vor billige Arbeitskraft  ab-
schöpfen und Rohstoff e plündern 
sowie alle Staatsoberhäupter, die die 
kapitalistische Produktionsweise in 
Westasien stützen.

Die einzige Perspektive ür Frieden 
und Freiheit in Westasien ist dem-
entsprechend eine regionale sozialis-
tische Revolution, in der die Unter-
drückten der Region gemeinsam die 
kapitalistischen Staaten stürzen und 
sich von der imperialistischen Fremd-
bestimmung loslösen. Dass die Kämp-
fe der unterdrückten Völker verbun-
den sind, wird von kommunistischen 
Kräft en immer wieder herausge-
stellt. So kämpfen derzeit in Kurdis-
tan kommunistische Kräft e wie die 
MLKP ür die Selbstbestimmung des 
kurdischen Volkes, aber auch ür die 
Überührung des nationalen Befrei-
ungskampfes in eine sozialistische 
regionale Revolution. Dass der kur-
dische Befreiungskampf, vor allem 
in Verbindung mit der Frauenrevo-
lution und Arbeiter:innenaufständen 
die Staaten in Westasien ins Wanken 
bringen kann, zeigten eindrücklich 
bereits die revolutionären Proteste im 
Iran vor einem Jahr nach der Ermor-
dung von Jina Amini. Ist das revoluti-
onäre Feuer einmal  entfacht, werden 
die Funken genau dann auf andere 
Staaten übergreifen, wenn auch dort 
revolutionäre Kräft e das Bewusst-
sein ür den geeinten Kampf gegen 
die Unterdrücker geschaff en haben. 
Dazu gehört zuvorderst die Erkennt-
nis, dass eine regionale sozialistische 
Revolution keine Träumerei, sondern 
die einzig realistische Lösung ür 
Frieden in Westasien ist.
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TV-L: Verdis Forderung zementiert 
Reallohnsenkungen!

Am 23. Oktober sind die Tarifver-
handlungen im Öff entlichen Dienst 
der Länder gestartet. Dabei geht es 
um die künft igen Löhne und Gehälter 
von rund 2,5 Millionen Beschäft igten. 
Die etwa 1,2 Millionen Angestellten 
und 1,3 Millionen Beamt:innen wer-
den in den Verhandlungen von den 
Gewerkschaft en Verdi, GEW, GdP, 
IG BAU und dem „dbb beamtenbund 
und tarifunion“ vertreten. Am 11. 
Oktober präsentierte die Bundes-
tarifk ommission öD die Forderung, 
mit der Verdi in die Verhandlungen 
geht. Die Gewerkschaft  will 10,5 
Prozent, mindestens aber 500 Euro 
mehr Lohn. Nachwuchskräft e sollen 
200 Euro mehr erhalten und Auszu-
bildende unbefristet übernommen 
werden. Verdi-Chef Frank Werneke 
wies darauf hin, dass die Länderbe-
schäft igten — die von Pfl egekräft en 
und Küchenhilfen bis zu Lehrer:in-
nen und Uni-Beschäft igten zahlrei-
che Berufsgruppen umfassen — „das 
Schlusslicht bei der Bezahlung im öf-
fentlichen Dienst“ bilden.

Die Aussage ist korrekt. Was Wer-
neke aber nicht sagt, ist, dass Verdi 
selbst diesen traurigen Status der 
Länderbeschäft igten mit herbeige-
ührt hat. Immerhin hat die zweit-
größte deutsche Gewerkschaft  bei 
der letzten Tarifrunde vor zwei Jah-
ren einer 13-monatigen Nullrunde, 
also der Beibehaltung der Löhne, zu-
gestimmt. Erst 2022 gab es mit 2,8 

Am 11. Oktober hat Verdi seine Forderungen für die Tarifverhandlungen im Öff entlichen Dienst der Länder vorge-
stellt. Mit den geforderten 10,5 Prozent mehr Lohn, mindestens aber 500 Euro kann die Explosion der Lebenshal-
tungskosten in den letzten zwei Jahren jedoch nicht annähernd ausgeglichen werden. Nach der Nullrunde 2021 
und der anschließenden Rekordinfl ation brauchen die 2,5 Millionen Länder-Beschäftigten einen echten Ausgleich 
— und keinen Cent weniger.

Prozent eine magere Entgelterhö-
hung — während sich die Arbeiter:in-
nenklasse in Deutschland der heft igs-
ten Preissteigerung seit Jahrzehnten 
ausgesetzt sah. Wie das Netzwerk 

Betriebskampf vorrechnet, hat Verdis 
Nullrunde zu einem Reallohnverlust 
der Länderbeschäft igten von rund 
14 Prozent geührt — und die Preise 
steigen, wenn auch leicht gebremst, 
weiter. 

Damit haben die Gewerkschaft en 
auch ihren Anteil an 300.000 unbe-
setzten Stellen im gesamten öff ent-
lichen Dienst: „Auf die ausbleibende 
Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen folgt die Abstimmung vieler 
Kolleg:innen mit den Füßen, d.h. die 
Personalnot wird noch stärker und 
öff entliche Dienstleistungen, wie Be-
hördengänge und Kinderbetreuung 
können noch schwieriger sicherge-
stellt werden“, so Betriebskampf. 

Die 10,5-Prozent-Forderung kann 
die schon statt gefundene Verarmung 
der Länderbeschäft igten durch Null-
runde und Rekordinfl ation nicht 
ausgleichen. Und es ist zu beürch-
ten, dass die Gewerkschaft en in den 
Verhandlungen weiteren Abstrichen 

zustimmen. Gefordert wird zwar eine 
Laufzeit des neuen Tarifvertrags von 
nur einem Jahr. Das Muster der letz-
ten Abschlüsse der DGB-Gewerk-
schaft en war aber, eine vermeintliche 

hohe Lohnerhöhung auf längere Zeit-
räume zu strecken: 10,5 Prozent auf 
zwei Jahre wären aber beispielsweise 
nur 5,25 Prozent pro Jahr —  und lä-
gen damit noch unter der ür das Jahr 
2023 erwarteten durchschnitt lichen  

Infl ationsrate von 6,1%.

Aus diesem Grund fordert das Netz-
werk Betriebskampf eine Tariferhö-
hung von nicht weniger als  20 Pro-
zent — und das bei einer Laufzeit von 
einem Jahr. Nur so sei ein Reallohn-
ausgleich gewährleistet. Daür müs-
sen die Beschäft igten jedoch selbst 
aktiv werden: „Zu lange wurde von 
vielen Arbeiter:innen bei der Lösung 
von Problemen auf bürgerliche Par-
teien und die DGB-Gewerkschaft en 
gewartet. (…) Wir Arbeiter:innen 
sind es, die die Produktion am Laufen 
halten und gemeinsam auch stoppen 
können. Durch Flugblätt er, Einzelge-
spräche mit Kolleg:innen, den Aufb au 
von Betriebsgruppen, oder der Or-
ganisation von kleineren Aktionen, 
können wir heute schon aktiv wer-
den im Kampf der TV-L-Runde gegen 

Lohnverluste und So-
zialabbau“.

Für einen realen Infl ationsausgleich  
brauchen wir mindestens 20% Lohn-
erhöhung, bei 12 Monaten Laufzeit!
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